
träge von „Aktivisten der ersten Stunde“ in der demo
kratischen Justiz, die dieses Heft enthält, zeigen ihre 
damaligen Sorgen und Nöte, aber auch ihre Freude und 
ihre Begeisterung.

II
Der Aufbau der Justizbehörden nach dem Zusammen

bruch des Hitlerreichs erfolgte in den Ländern der da
maligen sowjetischen Besatzungszone, was Struktur und 
Organisation amgeht, zunächst in traditioneller Weise: 
es gab Amtsgerichte (zeitweise und stellenweise „Be
zirksgerichte“ genannt), Landgerichte und als Oberstes 
Gericht in jedem der fünf Länder ein Oberlandesgericht. 
Es gab einen Generalstaatsanwait beim Oberlandes
gericht, Oberstaatsanwälte bei den Landgerichten und 
Amtsanwälte bei den Amtsgerichten. Alle Richter und 
Staatsanwälte wurden von den Provinzial- bzw. Lan
desregierungen ernannt, die sich gebildet hatten, auch 
der Oberlandesgerichtspräsident und der Generalstaats- 
anwalt. Die Angelegenheiten der Justiz lagen zumeist 
nicht unmittelbar in der Hand des Präsidenten der Pro
vinzial- bzw. Landesverwaltungen, sondern wurden von 
einem Vizepräsidenten wahrgenommen, dem die „Ab
teilung Justiz“ zugeteilt war.

Die im September 1945 errichtete Deutsche Justiz
verwaltung der sowjetischen Besatzungszone konnte 
anfangs nur mit großen Schwierigkeiten ihre Aufgabe 
der Koordinierung der Arbeit der Landesjustizverwal
tungen durchführen. Das galt besonders, nachdem den 
Provinzial- und Landesregierungen durch den Befehl 
Nr. 110 des Chefs der Sowjetischen Militärverwaltung 
vom 26. Oktober 1945 das Recht der Gesetzgebung ver
liehen worden war, ein Recht, das sie, nachdem Ende 
1946 die Landesparlamente entstanden waren, gemäß 
dem Befehl Nr. 332 vom 27. November 1946 auf diese 
übertragen mußten. Die aus Gründen der Einheitlich
keit der Rechtsentwicklung so dringend notwendige Be
schränkung der Länder in der Ausübung ihrer Gesetz
gebungsbefugnis wurde vielfach mißachtet. Als Folge 
einer ungehemmten legislatorischen Tätigkeit entstand 
eine gefahrdrohende Rechtszersplitterung. Das 
typischste Beispiel hierfür war das am 11. November 
1945 in Thüringen erlassene Gesetz über die Anwen
dung des Strafgesetzbuches im Lande Thüringen, das 
einen Zustand herbeiführte, der in Deutschland seit fast 
100 Jahren überwunden war, den Zustand nämlich, daß 
es für ein deutsches Land ein besonderes Strafgesetz
buch gab. Die Selbstherrlichkeit auf dem Gebiet der 
Justizverwaltung ging im Anfang stellenweise so weit, 
daß man in einem Lande den zum Zwecke der Gerichts
revision entsandten Funktionären der Deutschen Justiz
verwaltung den Zutritt zu einem Amtsgericht ver
weigerte! Langsam besserte sich das, langsam setzte sich 
die führende, koordinierende und revidierende Rolle der 
Deutschen Jusitzverwaltung durch. Dazu trug auf dem 
Gebiet der Justizpraxis die Anleitung der Gerichte und 
Staatsanwaltschaften bei der Anwendung der KRD 
Nr. 38 und des SMAD-Befehls Nr. 201 wesentlich bei. 
Auf dem Gebiet der Kaderpolitik gab die Durchführung 
des Befehls Nr. 49, der der Deutschen Justizverwaltung 
die restlose Entnazifizierung der Justiz übertrug, und 
des Erlasses der Rechtsabteilung der Sowjetischen Mili
täradministration über die Aufgaben der Deutschen 
Justizverwaltung bei der Errichtung der Richterschulen 
und der Durchführung der Lehrgänge Gelegenheit, die 
Justizkader der Länder kennenzulemen und auf ihre 
Zusammensetzung maßgeblichen Einfluß zu gewinnen.

Die Verfassungen der Länder der sowjetischen Be
satzungszone — auch hier wieder mit Ausnahme der 
Verfassung des Landes Thüringen — hatten für die 
Justiz der damaligen sowjetischen Besatzungszone eine 
bedeutsame Änderung gebracht, indem sie bereits vor
schrieben, daß die obersten Richter und die obersten 
Staatsanwälte der Länder nicht mehr, wie bisher, durch 
administrative Maßnahmen des Ministeriums der Justiz 
ernannt, sondern vom Landtag gewählt werden. Hier 
wurde die Überwindung des Grundsatzes der Gewalten
teilung bei unserem Neuaufbau offenbar. Gesetz
gebung, Justiz und Verwaltung wurden gleichermaßen 
in die Hand des Volkes gelegt und das Prinzip der 
Volksherrschaft auf allen Gebieten des staatlichen

Lebens verankert. Was speziell die Staatsanwaltschaft 
angeht, so konnte zwar mit gutem Recht die Ansicht ver
treten werden, daß durch die Vorschrift der Verfas
sungen über die Wahl des Generalstaatsanwalts des 
Landes die gesamte Staatsanwaltschaft des Landes zu 
einem unmittelbar der Überwachung des Landtags 
unterstellten Organ der Staatsgewalt geworden und daß 
die verfassungsmäßige Verantwortung des General
staatsanwalts für dieses Organ gleichberechtigt neben 
die des Ministeriums der Justiz für die übrigen Justiz
organe getreten sei. In der Praxis allerdings sah das 
anders aus: Die Justizminister der Länder ernannten, 
versetzten und entließen nach wie vor alle Staats
anwälte (mit Ausnahme des Generalstaatsanwalts 
selbst), fühlten sich verfassungsmäßig für die Arbeit 
aller Justizorgane ihres Landes verantwortlich und be
standen auf die Erfüllung der von ihnen dem Staats
anwalt, auch dem Generalstaatsanwalt ihres Landes, 
auferlegtem Berichtspflichten. Es gab Reibungen, die 
z. B. im Lande Thüringen dahin führten, daß mit Zu
stimmung des Justizministers die Amtsrichter, denen 
Gefängnisse unterstanden, den Staatsanwälten den Zu
tritt zu den Untersuchungsgefangenen verwehrten!

Nach der Gründung der Deutschen Demokratischen 
Republik, die zur Unterstellung der Justizministerien 
der Länder unter das Justizministerium der Republik 
führte, zunächst aber an der Ernennung der Richter 
und Staatsanwälte (mit Ausnahme des Oberlandesge
richtspräsidenten und des Generalstaatsanwalts) durch 
die Landesregierungen nichts änderte (Art. 131 Abs. 3 
der Verfassung der Deutschen Demokratischen Repu
blik), ergab sich für die Generalstaatsanwälte der Län
der, daß sie nunmehr „dreifach unterstellt“ waren: dem 
Landtag, der sie gewählt hatte, der Landesregierung, 
die dem Landtag für die gesamte Arbeit der Justiz
organe verantwortlich war, und dem Justizministerium 
der Republik.

Das Gesetz über die Errichtung des Obersten Gerichts
hofes und der Obersten Staatsanwaltschaft der Deut
schen Demokratischen Republik vom 8. Dezember 1949 
war das nächste bedeutsame Ereignis in der Entwick
lung der Justiz in unserer Republik. Hier wurden die 
in der Verfassung vorgesehenen höchsten Justizorgane 
der Republik geschaffen, die, losgelöst von den übrigen, 
dem Justizminister der Republik unterstellten Justiz
organen ihre Aufgabe zu erfüllen hatten: Amklage
erhebung durch den Generalstaatsanwalt der Republik 
und Entscheidung in erster und letzter Instanz durch 
das Oberste Gericht in Strafsachen von überragender 
Bedeutung sowie Entscheidung des Obersten Gerichts 
über Kassationsanträge, die der Generalstaatsanwalt 
gegen rechtskräftige Urteile in Zivil- und Strafsachen 
stellen kannte, wenn die Entscheidung auf einer Ver
letzung des Gesetzes beruhte oder der Gerechtigkeit 
gröblich widersprach. Schon im ersten Jahr des Be
stehens des Obersten Gerichts wurden vor ihm die in 
der Öffentlichkeit in breitem Maße ausgewerteten 
Strafverfahren gegen Herwegen, Brundert und andere 
(DCGG-Prozeß), gegen die „Zeugen Jehovas“, gegen den 
ehemaligen Thüringischen Finanzminister Moog und 
gegen die Konzernknechte des Solvay-Konzerns ver
handelt. Ihnen folgten, wie bekannt, in den späteren 
Jahren einige mehr — bis zum letzten großen Gehlen- 
Prozeß. Die Kassationspraxis des Obersten Gerichts gab 
willkommene — und dringend notwendige — Gelegen
heit, der durch die divergierende Rechtsprechung der 
Oberlandesgerichte der Länder auf zivilrechtlichem und 
strafrechtlichem Gebiet drohenden Rechtszersplitterung 
entgegenzutreten und die Rechtsentwicklung voran
zutreiben. Diese Aufgabe hat das Oberste Gericht in 
hervorragender Weise gelöst. Man braucht nur die 
Sammlung seiner grundsätzlichen Entscheidungen in 
die Hand zu nehmen, um zu erkennen, wie bei streng
ster Beachtung übernommener positiv-rechtlicher Nor
men Schritt für Schritt der durch unsere Verfassung in 
die alten Gesetze gegossene neue Inhalt der geltenden 
Gesetze verwirklicht wurde, wie z. B. auf dem Gebiet 
des Familienrechts Rechtsgrundsätze entwickelt wurden, 
die in den Normen des Entwurfs eines neuen Familien
gesetzes ihren Niederschlag gefunden haben und deren 
Kenntnis den Gerichten in der Republik eine mühelose
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